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Beschluss 

Az. BK6-21-060 

In dem Aufsichtsverfahren gem. § 76 Messstellenbetriebsgesetz (MsbG) gegenüber der  

Netze BW GmbH, vertreten durch die Geschäftsführung, 

Schelmenwasenstraße 15, 70567 Stuttgart,  

- Betroffene - 

unter Beteiligung der  

EHA Energie-Handels-Gesellschaft mbH & Co. KG, vertreten durch die  

EHA Energie-Handels-Geschäftsführungs-Gesellschaft mbH, diese vertreten durch die  

Geschäftsführung, Amsinckstraße 61, 20097 Hamburg, 

- Beteiligte - 

hat die Beschlusskammer 6 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation,  

Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, gesetzlich vertreten durch ihren Präsidenten 

Klaus Müller, 

durch den Vorsitzenden Christian Mielke, 

den Beisitzer Andreas Faxel 

und den Beisitzer Jens Lück 

– Beschlusskammer 6 – 
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am 27.03.2025 beschlossen: 

1. Der Betroffenen wird untersagt, die Durchführung des Messstellenbetriebs durch 

die Beteiligte an der Messlokation  vom 

Einsatz eines von der Betroffenen vorgegebenen Messschrank-Typs abhängig zu 

machen. 

2. Eine Entscheidung über die Kosten bleibt vorbehalten. 

Gründe 

I. 

1. Die Betroffene ist der größte Verteilnetzbetreiber im Bundesland Baden-Württemberg mit 

rund 2,2 Millionen angeschlossenen Entnahmestellen. Die Beteiligte betreibt unter anderem in der 

Marktrolle eines wettbewerblichen Messstellenbetreibers bundesweit Messlokationen, davon 

nach eigenen Angaben allein rund 1300 im Netz der Betroffenen. 

Zwischen den Beteiligten besteht ein Messstellenbetreiber-Rahmenvertrag (nachfolgend: MSB-

RV), dessen Inhalt seit dem 01.10.2017 den Vorgaben der Festlegung BK6-17-042 der Bundes-

netzagentur vom 23.08.2017 entspricht. 

Der Vertrag enthält unter anderem folgende Vertragsklauseln: 

„§ 1 Gegenstand des Vertrages 

[…] 

1Dieser Vertrag regelt die Rechte und Pflichten zur Durchführung des Messstellenbetriebs ein-
schließlich der mess- und eichrechtskonformen Messung an den Messlokationen von Letztver-
brauchern und Anlagenbetreibern durch einen nicht mit dem Netzbetreiber identischen Mess-
stellenbetreiber, der 

a) aufgrund einer Übertragung nach den §§ 41ff. MsbG 

b) aufgrund einer Beauftragung durch den Anschlussnutzer nach § 5 MsbG oder 

c) aufgrund einer Beauftragung durch den Anschlussnehmer nach § 6 MsbG 

im Netzgebiet des Netzbetreibers auf der Grundlage des MsbG sowie der auf dieser Basis er-
lassenen Rechtsverordnungen und behördlichen Festlegungen in jeweils aktueller Fassung zu-
ständig ist. 2Die in dem vorliegenden Vertrag enthaltenen Regelungen sind in ihrem Anwen-
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dungsbereich abschließend. 3Die Parteien sind befugt, in beiderseitigem Einverständnis zu die-
sem Vertrag ergänzende Regelungen zu treffen, sofern der Netzbetreiber den Abschluss der 
ergänzenden Regelungen jedem Messstellenbetreiber diskriminierungsfrei anbietet. 4Der Ab-
schluss der ergänzenden Regelungen darf nicht zur Bedingung für den Abschluss dieses Ver-
trages bzw. für die Aufnahme des Messstellenbetriebs gemacht werden.  

[…] 

§ 5 Installation der Mess- und Steuereinrichtungen bzw. der Messsysteme 

1. 1Die Durchführung der Installation hat unter Beachtung der technischen Anschlussbedingun-
gen des Netzbetreibers zu erfolgen, soweit dies aus Gründen der sicheren und störungsfreien 
Versorgung notwendig ist. 2Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und 
Instandhaltung der technischen Einrichtungen der Messlokation ist der Messstellenbetreiber ge-
genüber dem Netzbetreiber verantwortlich.  

[…] 

§ 11 Mindestanforderungen des Netzbetreibers 

1. Der Netzbetreiber ist berechtigt, im Rahmen des § 8 Abs. 2 MsbG sachlich gerechtfertigte 
und nicht diskriminierende technische Mindestanforderungen an die in seinem Netzgebiet ver-
wendeten Mess- und Steuereinrichtungen vorzugeben.[…]“ 

Die Beteiligte hat im Rahmen ihrer Tätigkeit als wettbewerbliche Messstellenbetreiberin (wMSB) 

im Jahr 2020 eine Messstelle mit der Messlokations-ID  

und der Marktlokations-ID  im Netz der Betroffenen in Betrieb genommen. Dabei 

handelt es sich um die Übergabemessung zwischen einer Kundenanlage und dem Mittelspan-

nungsnetz der Betroffenen. Innerhalb der Kundenanlage ist auch eine Erzeugungsanlage ange-

schlossen.  

Die Beteiligte setzt bei derartigen Konstellationen nach eigenem Bekunden standardmäßig einen 

Messschrank der „Größe 1“ (700 x 400 mm) ein. Dieser wird nach ihren Angaben auch von den 

grundzuständigen Messstellenbetreibern anderer großer Netzgebiete (etwa Westnetz GmbH oder 

RheinNetz GmbH) verwendet. 

Anlässlich des Einbaus einer für das Netzsicherheitsmanagement (NSM) der Betroffenen erfor-

derlichen Steuereinheit wurde von dieser moniert, dass der Aufbau der Übergabemessung in 

mehreren Punkten nicht den Vorgaben aus dem Dokument „Technische Mindestanforderungen 

an Messeinrichtungen und Mindestanforderungen an Datenumfang und Datenqualität im Strom-

verteilnetz der Netze BW GmbH“ der Betroffenen (nachfolgend: TMA) entspreche. So verstoße 

der vorgefundene Zählerschrank gegen Vorgaben in den Normen DIN VDE 0603-2-2, VDE-AR-N 

4110 sowie DIN VDE 0603-1. 

Mit Gültigkeit ab April 2020 war auf der Internetseite der Betroffenen das vorgenannte Dokument 

veröffentlicht. 
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Darin heißt es auf Seite III: 

„Mit den vorliegenden technischen Mindestanforderungen und den Mindestanforderungen zu 
Datenumfang und Datenqualität für Messstellen in Kunden- und Netzanlagen, die an das Ver-
teilnetz Strom der Netze BW angeschlossen sind, wird die Vorgabe eines einheitlichen Anfor-
derungsprofils an Messstellen sichergestellt. Diese Mindestanforderungen gelten sowohl für 
durch den grundzuständigen Messstellenbetreiber (gMSB) als auch für durch Wettbewerbs-
Messstellenbetreiber (wMSB) betriebene Messstellen und sind somit von allen Messstellenbe-
treibern gleichermaßen einzuhalten. Von ihnen darf nur in begründeten Ausnahmefällen nach  
Rücksprache mit der Gesellschaft Netze BW abgewichen werden. Neben den vorliegenden 
Mindestanforderungen sind bei der technischen Umsetzung in Anlagen, die an das Netz der 
Netze BW angeschlossen sind, die VDE-Anwendungsregel VDE-AR-N 4100, Technische An-
schlussbedingungen Baden-Württemberg (TAB BW) und die Ergänzung zu den TAB BW 2019 
durch die Netze BW ein zuhalten. Des Weiteren sind die Anwendungsregeln VDE-AR-N 4110 
und VDE-AR-N 4120, sowie die Ergänzungen in den Richtlinien „TAB Mittelspannung“ und „TAB 
Hochspannung“ in den aktuellen Ausgaben der Netze BW “ /5/ /8/ anzuwenden. Mess- und 
Steuereinrichtungen sind in Zählerschränken nach VDE-AR-N 4100 Zählerplätze und DIN VDE 
0603-1:2017-06, sowie DIN VDE 0603-2-1:2017-06 unterzubringen. 

Geltungsbereich 

Sachlich: 
Diese Mindestanforderungen gelten für Abrechnungs- und Vergleichsmessungen in Kunden- 
und Netzanlagen, die an das Verteilnetz der Netze BW angeschlossen sind. Die Technischen 
Mindestanforderungen gelten für die Ausstattung von neuen Messstellen und bei Umbauten 
oder dem Neuaufbau bestehender Messstellen.[…]“ 

Unter dem Kapitel „1 Technische Mindestanforderungen an Messeinrichtungen“(S. 1) findet sich 

der Passus 

„Der Messstellenbetreiber ist verpflichtet alle normativen Werke zu berücksichtigen.“ 

Kapitel „1.4 Technische Mindestanforderungen zur Errichtung von Messstellen“ (S. 11) enthält die 

Vorgabe 

„Die Messstellen sind so zu errichten und zu betreiben, dass die technische Sicherheit  
gewährleistet ist. Dabei sind neben den geltenden Rechtsvorschriften und behördlichen  
Verfügungen auch die anerkannten Regeln der Technik, insbesondere DIN VDE Normen, die  
VDE|FNN Anwendungsregeln, die Technischen Anschlussbedingungen (TAB)/3/ und die  
Technischen Richtlinien: „TAB Mittelspannung und TAB Hochspannung der Netze BW in der  
aktuellen Ausgabe “ /5/ /8/ zu beachten.“ 

Die gegenwärtig mit Gültigkeit seit Mai 2024 von der Betroffenen veröffentlichte Version des obi-

gen Dokumentes (abrufbar unter: https://www.netze-bw.de/unternehmen/veroeffentlichungen#9-

1-9) ist an den hier zitierten Stellen weitgehend gleichlautend. 

Einigen Beanstandungen der Betroffenen hat die Beteiligte in überwiegenden Teilen abgeholfen. 

Jedoch verweigert die Beteiligte den geforderten Austausch des verwendeten Zählerschranks. 
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Mit Schreiben vom 24.11.2020 wandte sich die Betroffene schriftlich an die Beteiligte und forderte 

diese auf,  

„bis zum 01.12.2020 die Messstelle entsprechend der VDE-AR-N 4110, DIN-VDE-0603-1, DIN-
VDE-0603-2-2, und den „Technische Mindestanforderungen an Messeinrichtungen und Min-
destanforderungen an Datenumfang und Datenqualität im Stromverteilnetz der Netze BW 
GmbH“ herzustellen“. 

Für den Fall der Nichtbefolgung behielt sich die Betroffene das Recht vor, die Messstelle gegen-

über der Beteiligten zu kündigen, die Zuständigkeit für die Messstelle auf die Betroffene in ihrer 

Marktrolle als grundzuständiger Messstellenbetreiber (gMSB) zu übertragen sowie den bestehen-

den Messstellenbetreiberrahmenvertrag insgesamt zu kündigen. 

2. Daraufhin übermittelte die Beteiligte unter dem 25.11.2020 eine schriftliche Beschwerde 

an die Beschlusskammer und forderte diese auf, das Verhalten der Betroffenen nach § 76 MsbG 

zu überprüfen. Nach zunächst formloser Anhörung der Betroffenen, die zu keiner Abhilfe führte, 

hat die Beschlusskammer unter dem 28.04.2021 ein förmliches Aufsichtsverfahren gem. § 76 

MsbG gegen die Betroffene eröffnet.  

3. Die Beteiligte ist der Ansicht, durch die Vorgaben der Betroffenen in der Ausübung ihrer 

Tätigkeit als wMSB beeinträchtigt zu sein. Die streitgegenständlichen Anforderungen der Betroffe-

nen seien bereits nicht durch die gesetzliche Ermächtigung zur Aufstellung technischer Mindest-

anforderungen nach § 8 Abs. 2 MsbG abgedeckt. Die Beteiligte räumt ein, der von ihr im Netz der 

Betroffenen und in zahlreichen anderen Netzen (dort jeweils unbeanstandet) verwendete Mess-

schranktyp halte unstreitig nicht die Vorgaben der durch die TMA in Bezug genommenen VDE-

AR-N 4110, DIN VDE 0603-1 und DIN VDE 0603-2-2 und der darin definierten Vorgaben an Zäh-

lerschränke, Zählerplätze und Rastermaße ein. Hierbei handele es sich allenfalls um technische 

Bedingungen für den Netzanschluss, die allenfalls im Verhältnis zwischen dem Netzbetreiber und 

dem Anschlussnehmer gelten könnten. Für Messeinrichtungen eines Messstellenbetreibers wür-

den diese Voraussetzungen hingegen keine Wirkung entfalten. Derartige technische Vorgaben in 

Bezug auf kundeneigene Anlagenteile stellten zudem einen Eingriff in das Eigentum des Kunden 

dar. Dieser sei selbst nach dem für technische Anschlussbedingungen geltenden rechtlichen Rah-

men nur gerechtfertigt, wenn der Eingriff erforderlich sei, um ein höheres Rechtsgut, etwa die 

Gewährleistung der Versorgungssicherheit, zu schützen. Welche positiven oder negativen Einwir-

kungen ein bestimmter Zählerschranktyp auf den sicheren Betrieb eines Versorgungsnetzes ha-

ben könne, sei für die Beteiligte nicht erkennbar. 

4. Die Betroffene ist der Auffassung, bereits aufgrund des zwischen den Parteien geschlos-

senen MSB-RV dazu berechtigt zu sein, die streitgegenständlichen Vorgaben auch bezüglich zu-

lässiger Zählerschranktypen aufzustellen. § 11 des MSB-RV sehe die Definition entsprechender 

Anforderungen durch den Netzbetreiber vor, wovon die Betroffene Gebrauch gemacht habe. 
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Die Beteiligte sei zudem generell zur Einhaltung auch solcher technischer Vorgaben an den Zäh-

lerschrank verpflichtet, die sich primär auf das Rechtsverhältnis zwischen Netzbetreiber und An-

schlussnehmer beziehen. Als Messstellenbetreiberin im Auftrag des Anschlussnutzers werde die 

Beteiligte insoweit in dessen Pflichtenkreis tätig, weshalb auch die für den Netzanschluss gelten-

den Vorgaben durch die Beteiligte einzuhalten seien. 

Die von den TMA aufgestellten und in Bezug genommenen technischen Vorgaben – auch die auf 

das Netzanschlussverhältnis bezogenen – seien auch sachgerecht. Derartige Normen sollten si-

cherstellen, dass „bei grundsätzlicher Anwendbarkeit der Norm die Anlage gemäß dieser Norm 

errichtet und aufgebaut wird; ein Zurückfallen hinter die Vorgaben der Norm mit dem Argument, 

dies reiche im Einzelfall doch aus, würde den Zweck jeglicher Normung vereiteln“. 

Energieanlagen seien zudem nach § 49 Abs. 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) so zu errichten 

und zu betreiben, dass die technische Sicherheit und die allgemein anerkannten Regeln der Tech-

nik eingehalten werden. Dies gelte unabhängig von den Eigentumsverhältnissen der zu betrach-

tenden Einrichtungen. Die TMA in Verbindung mit den TAB der Betroffenen stellten insoweit eine 

Zusammenstellung der anerkannten Regeln der Technik dar. Konkret stelle der Zählerschrank die 

Schnittstelle zwischen dem Netzbetreiber, der Kundenanlage sowie potentiell wechselnden Mess-

stellenbetreibern dar; die Vorgabe allgemein anerkannter Mindestvorgaben sei notwendig, um ein 

reibungsloses und effizientes Zusammenspiel der Stakeholder sicherzustellen. 

Messstellen müssten so ausgestattet werden, dass sie jederzeit ohne Umbauten von einem be-

liebigen Messstellenbetreiber betrieben werden können. Anderenfalls sei im Fall eines Messstel-

lenbetreiber-Wechsels möglicherweise mit Kosten für den Umbau der Messstelle zu rechnen, was 

sich als Hindernis für die freie Wahl eines Messstellenbetreibers auswirken könne. Die Messstel-

lenkompatibilität auf Basis einheitlicher Vorgaben diene damit dem Schutz des Kunden. 

Weiterhin sei durch die zu definierenden Anforderungen an Zählerschränke der Unfallschutz zu 

gewährleisten. Aus diesem Grund müssten auch Zählerschränke den anerkannten technischen 

Regeln entsprechen und die dort definierten Prüfungsanforderungen erfüllen. 

Schließlich zähle zu der durch § 49 EnWG zu gewährleistenden Sicherheit des Stromsystems 

auch die Realisierung des NSM des Netzbetreibers. Dies erfordere, dass Messeinrichtungen mit 

den NSM-Vorgaben des Netzbetreibers kompatibel sein müssen, jederzeit erforderliche Nachrüs-

tungen erfolgen könnten und notwendige Kommunikationseinrichtungen möglich sein müssen. 

Aus diesen Punkten leite sich ab, dass die TMA der Betroffenen nach § 8 Abs. 2 MsbG und MSB-

RV auch Vorgaben an den Zählerschrank umfassen dürften und müssten, sofern diese sachlich 

gerechtfertigt und diskriminierungsfrei seien. 
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Aufgrund der Nichteinhaltung der Vorgaben durch die Beteiligte müsse im Fall von Funktionser-

weiterungen (etwa die Nachrüstung einer Funkrundsteuerung, einer Steuerbox, einer Kommuni-

kationseinrichtung oder einer Vergleichsmessung) zunächst ein Umbau des Zählerplatzes durch 

den Kunden erfolgen.  

Die Betroffene trägt ergänzend vor, dass ihre TMA sowie die ergänzenden Spezifikationen zudem 

dazu dienten, Anforderungen für Wandlermessungen zu definieren, die heute noch nicht vollum-

fänglich in der Anwendungsregel VDE-AR-N 4110 geregelt seien. Insofern stellten „die TMA und 

die Spezifikationen der Netze BW […] somit derzeit die einzige – und für den Errichter rechtlich 

bindende – Vorgabe des Zählerschrankes dar“. Hierdurch werde die Sicherheit und Kompatibilität 

der Anlage für den Anschlussnehmer sichergestellt.  

5. Unter dem 09.07.2024 hat die Beschlusskammer ihre vorläufige Einschätzung zum laufen-

den Verfahren der Betroffenen sowie der Beteiligten in Form von Hinweisen übermittelt und um 

Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 16.08.2024 gegeben. Hiervon haben beide Parteien Ge-

brauch gemacht, indem sie unter Aufrechterhaltung ihrer grundsätzlichen Rechtspositionen ihre 

bisherigen Argumente im Wesentlichen nochmals wiederholt bzw. vertieft haben. 

6. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Verfahrensakte Bezug genom-

men. 

II. 

Die Voraussetzungen für den Ausspruch der Unterlassungsverpflichtung gegenüber der Betroffe-

nen sind erfüllt. Mit ihrem Verhalten verstößt die Betroffene gegen Vorschriften aus dem MsbG. 

Der Ausspruch der Unterlassungsverpflichtung ist angezeigt, um den Verstoß wirksam abzustel-

len. 

1. 

1.1. Der vorliegende Beschluss beruht auf § 76 Abs. 1 MsbG. Danach kann die Bundesnetza-

gentur Unternehmen verpflichten, ein Verhalten abzustellen, das den Bestimmungen des MsbG 

entgegensteht. Sie kann hierzu alle erforderlichen Abhilfemaßnahmen verhaltensorientierter oder 

struktureller Art vorschreiben, die gegenüber der festgestellten Zuwiderhandlung verhältnismäßig 

und für eine wirksame Abstellung der Zuwiderhandlung erforderlich sind. 

1.2.  Die Zuständigkeit der Bundesnetzagentur als Regulierungsbehörde für die vorliegende 

Entscheidung ergibt sich unmittelbar aus § 76 MsbG, da der zugrundeliegende Sachverhalt nach 

Normen des MsbG zu beurteilen ist. 
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1.3.  Die Beschlusskammer hat der Betroffenen sowie der Beteiligten nach § 76 Abs. 4 MsbG 

i.V.m. § 67 Abs. 1 EnWG mehrfach die Möglichkeit gegeben, sich zu den für die Entscheidung 

erheblichen Tatsachen zu äußern. Von der Möglichkeit der Durchführung einer öffentlichen münd-

lichen Verhandlung hat die Beschlusskammer im hiesigen Verfahren abgesehen, da die wesent-

lichen tatsächlichen und rechtlichen Erwägungen und Standpunkte im Vorfeld zwischen den Be-

teiligten ausgiebig schriftlich ausgetauscht wurden. Nach Überzeugung der Beschlusskammer 

wäre von einer öffentlichen mündlichen Verhandlung kein weiterer Zugewinn erheblicher Informa-

tionen zu erwarten gewesen. 

2.  

Die Androhung der Kündigung der streitgegenständlichen Messstelle sowie die Inaussichtstellung 

der Kündigung des gesamten MSB-RV gegenüber der Beteiligten stellt einen Verstoß gegen § 5 

Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 Satz 1 MsbG dar.  

Gemäß § 5 Abs. 1 MsbG ist ein wMSB („Dritter“) aufgrund einer Beauftragung durch den An-

schlussnutzer berechtigt, den Messstellenbetrieb für eine Messstelle durchzuführen, was den an-

sonsten nach § 3 Abs. 1 MsbG grundzuständigen Messstellenbetreiber von dessen Zuständigkeit 

für diese Messstelle entbindet. Voraussetzung hierfür ist, dass durch den Dritten eine einwandfreie 

Durchführung des Messstellenbetriebs nach näherer Maßgabe des § 3 Abs. 2 MsbG gewährleistet 

ist.  

Nach dem dortigen Katalog hat ein Messstellenbetreiber insbesondere für den Einbau, den Be-

trieb und die Wartung der Messstelle und ihrer Messeinrichtungen und Messsysteme sowie in den 

gesetzlich vorgesehenen Fällen ihrer Steuerungseinrichtungen, für eine mess- und eichrechts-

konforme Messung entnommener, verbrauchter und eingespeister Energie einschließlich der 

Messwertaufbereitung und für die form- und fristgerechte Datenübertragung nach Maßgabe des 

MsbG Sorge zu tragen (§ 3 Abs. 2 Nr. 1 MsbG). Die allgemeine Verpflichtung zur Einhaltung der 

gesetzlichen Bestimmungen spricht § 3 Abs. 2 Nr. 2 MsbG weiterhin für den technischen Betrieb 

der Messstelle aus. § 3 Abs. 2 Nr. 3 MsbG stellt abschließend klar, dass auch die Erfüllung „wei-

terer Anforderungen“ aus dem MsbG, aus Rechtsverordnungen auf dessen Grundlage sowie aus 

Festlegungen der Bundesnetzagentur einzuhalten sind.  

Die Ablehnung eines dritten Messstellenbetreibers kommt nur dann in Frage, wenn dessen Tätig-

werden ein Verstoß gegen die genannten Pflichten mit sich bringt.  
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Die von der Betroffenen insoweit geltend gemachten Einwände sind hierbei nicht geeignet, Zweifel 

an der einwandfreien Durchführung des Messstellenbetriebs durch die Beteiligte hervorzurufen. 

Auch in sonstiger Weise ergeben sich keine Anhaltspunkte, die dies nahelegen. 

2.1. Anders als die Betroffene meint, ist der Beteiligten insbesondere keine Verletzung techni-

scher Mindestanforderungen an den Messstellenbetrieb im Sinne des § 8 Abs. 2 MsbG vorzuwer-

fen.  

Die Vorschrift räumt dem Netzbetreiber die Befugnis ein, gegenüber den in seinem Netzgebiet 

tätigen Messstellenbetreibern einheitliche technische Mindestanforderungen an den Messstellen-

betrieb aufzustellen. Die Vorschrift bezieht sich ausweislich der Entwurfsbegründung auf den 

Grundkanon derjenigen Anforderungen, den Messstellenbetreiber bei der Ausstattung von Mess-

stellen zu beachten haben (vgl. BR-Drs. 543/15, S. 116). Bereits dem Begriff der Mindestanforde-

rungen lässt sich entnehmen, dass es bei deren Erstellung nicht darum gehen kann, einen mög-

lichst vollständigen Katalog von Anforderungen aufzustellen, der den Idealvorstellungen des her-

ausgebenden Netzbetreibers entspricht oder der den sonst üblichen Standard des grundzustän-

digen Messstellenbetreibers bei der Durchführung des Messstellenbetriebs perpetuiert. Vielmehr 

legt der Begriff nahe, dass sich der Netzbetreiber auf solche Vorgaben zu beschränken hat, die 

grundlegend sind, damit die vom Messstellenbetreiber energiewirtschaftlich zu erbringende Mess-

aufgabe ordnungsgemäß erfüllt werden kann. Anforderungen gegenüber dem jeweils tätigen 

Messstellenbetreiber, die zwar als sinnvoll und nützlich einzustufen sind, deren Außerachtlassung 

aber die ordnungsgemäße Erfüllung der gesetzlich vorgegebenen Pflichten eines Messstellenbe-

treibers nach dem MsbG nicht tangieren oder gefährden, sind nicht tauglicher Gegenstand mög-

licher Mindestanforderungen. 

Da die aufgestellten Mindestanforderungen unmittelbare Auswirkungen auf die Chancen eines 

Messstellenbetreibers haben, im Gebiet des betreffenden Netzbetreibers tätig werden zu dürfen, 

sich mithin als wettbewerbsrelevante Zugangshürde auswirken können, stellt § 8 Abs. 2 MsbG 

zugleich weitere Anforderungen auf, die die zu definierenden Mindestanforderungen zu erfüllen 

haben. So müssen diese, soweit sie den Charakter von Mindestanforderungen aufweisen, insbe-

sondere sachlich gerechtfertigt, transparent und diskriminierungsfrei sein.  

Soweit die Betroffene zur Begründung der angedrohten Verweigerung auf die Verletzung der von 

ihr veröffentlichten TMA Bezug nimmt, sind diese aus mehreren Gründen kein tauglicher Anknüp-

fungspunkt. 

2.1.1. Die von der Betroffenen herangezogenen Anforderungen an technische Eigenschaften 

des Zählerschranks werden bereits nicht vom zulässigen Anwendungsbereich technischer Min-

destanforderungen im Sinne des § 8 Abs. 2 MsbG erfasst. 
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Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 MsbG müssen Mess- und Steuerungseinrichtungen den mess- und eich-

rechtlichen Vorschriften, den Anforderungen des MsbG, den auf Grund des MsbG erlassenen 

Rechtsverordnungen sowie den von dem Netzbetreiber einheitlich für sein Netzgebiet vorgesehe-

nen technischen Mindestanforderungen an den Messstellenbetrieb entsprechen. Die Regelung ist 

dabei hinsichtlich der Formulierung uneindeutig bezüglich der Reichweite möglicher Vorgaben 

des Netzbetreibers. Aus dem Satzanfang kann geschlossen werden, dass Vorgaben des Netzbe-

treibers im Rahmen von § 8 Abs. 2 Satz 1 MsbG generell nur relevant sind, soweit sie sich auf die 

Beschaffenheit von Mess- und Steuerungseinrichtungen selbst beziehen. Unter einer Messein-

richtung wird nach § 2 Nr. 10 MsbG ein Messgerät verstanden, das allein oder in Verbindung mit 

anderen Messgeräten für die Gewinnung eines oder mehrerer Messwerte eingesetzt wird. Der 

Begriff der Steuerungseinrichtung wird im MsbG nicht legaldefiniert. Aus dem Kontext der jeweili-

gen Begriffsverwendungen kann aber geschlossen werden, dass es sich um alle technischen Ge-

rätschaften handelt, die dem Empfang und der Weitergabe von Steuerbefehlen für Erzeugungs- 

oder Verbrauchsanlagen dienen. 

Andererseits könnte aus der Formulierung „technische Mindestanforderungen an den Messstel-

lenbetrieb“ der Rückschluss gezogen werden, das Recht des Netzbetreibers, Mindestvorgaben 

zu machen, beziehe sich nicht nur auf die eigentlichen Mess- und Steuerungseinrichtungen, son-

dern grundsätzlich auf den gesamten Aufgabenkanon des Messstellenbetriebs nach dem MsbG. 

Dies würde unter Heranziehung der Umfangsbeschreibung des Messstellenbetriebs nach § 3 Abs. 

2 MsbG grundsätzlich alle dort beschriebenen Inhalte umfassen, bezüglich derer der Netzbetrei-

ber Mindestanforderungen unter den weiteren Voraussetzungen des § 8 Abs. 2 MsbG aufstellen 

dürfte. 

Im konkreten Fall kann die Frage im Ergebnis aber dahinstehen. Schließt man sich dem engeren, 

nur auf Mess- und Steuerungseinrichtungen bezogenen Umfang denkbarer Mindestanforderun-

gen an, so fallen jedenfalls die hier streitgegenständlichen Eigenschaften des Zählerschranks o-

der des Zählerfeldes als Ort zur Aufnahme des Zählers nicht unter den zulässigen Definitionsum-

fang. Bezieht man die vollständige Aufgabenbeschreibung des Messstellenbetriebs nach § 3 Abs. 

2 MsbG in den Umfang möglicher Mindestanforderungen ein, so würde sich nichts anderes erge-

ben. Denn Eigenschaften und Ausstattungsmerkmale von Zählerschränken und von Zählerplät-

zen werden von keiner der drei Ziffern des § 3 Abs. 2 MsbG adressiert.  

Rechtssystematisch sind Zählerschränke vielmehr Gegenstand möglicher technischer Vorgaben 

des Netzbetreibers gegenüber dem Anschlussnehmer nach den §§ 20, 22 der Niederspannungs-

anschlussverordnung (NAV) und damit den technischen Bedingungen für die Gewährung des 

Netzanschlusses (§ 17 Abs. 1 Satz 1 EnWG) zuzuordnen. Auch wenn es sich vorliegend um einen 

Anschluss an das Mittelspannungsnetz handelt, der nicht unmittelbar der NAV unterfällt, so ist 
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weitgehend anerkannt, dass die Vorschriften der NAV grundsätzlich auch für höhere Spannungs-

ebenen eine Leitbildfunktion aufweisen (vgl. Hartmann/Blumenthal-Barby in: Theobald/Kühling, 

Energierecht, 80. EL, § 1 NAV Rn. 42). Gesichtspunkte, die vorliegend gegen die Anwendung des 

Leitbildgedankens sprechen, sind seitens der Betroffenen nicht vorgetragen worden und auch 

sonst für die Beschlusskammer nicht ersichtlich. 

Nach § 22 Abs. 1 NAV hat der Anschlussnehmer Zählerplätze für Mess- und Steuereinrichtungen 

nach den anerkannten Regeln der Technik unter Beachtung der technischen Anforderungen des 

§ 20 NAV vorzusehen. Die Bereitstellung ordnungsgemäßer Zählerschränke - und damit auch von 

Zählerplätzen als deren Bestandteil - gemäß den technischen Anschlussbedingungen des Netz-

betreibers fällt somit allein in den Verantwortungsbereich des Anschlussnehmers, nicht aber des 

Messstellenbetreibers.  

Hierauf hat auch der Gesetzgeber anlässlich einer Anpassung des MsbG im Jahr 2023 hingewie-

sen (vgl. BT-Drs. 20/9187, S. 171). Die Begründung zum Entwurf einer Änderung des § 8 Abs. 2 

MsbG führt aus, dass technische Mindestanforderungen von technischen Anschlussbedingungen 

zu unterscheiden seien, da Letztere „einen gänzlich anderen Regelungszweck haben, nämlich die 

Definition von technischen Bedingungen für die Bereitstellung eines Netzanschlusses im Verhält-

nis des Netzbetreibers zum Anschlussnehmer“. 

Nicht gefolgt werden kann demgegenüber der Rechtsauffassung der Betroffenen, wonach die Be-

teiligte aufgrund eines Vertragsverhältnisses mit dem Anschlussnutzer in dessen Pflichtenkreis 

tätig werde, womit auch für die durch die Beteiligte ausgeführten Arbeiten die für den Anschluss 

geltenden Vorgaben einzuhalten seien. Zunächst verkennt die Betroffene, dass es sich beim An-

schlussnehmer und dem Anschlussnutzer um unterschiedliche Rollen im Sinne der NAV handelt, 

denen auch unterschiedliche gesetzliche und vertragliche Pflichten auferlegt sind. Selbst bei ver-

ständiger Auslegung könnte die von der Betroffenen aufgeworfene Frage, ob die Beteiligte mög-

licherweise im Pflichtenkreis des Anschlussnehmers tätig geworden ist, allenfalls zu dem (hier 

nicht relevanten) rechtlichen Ergebnis führen, dass sich möglicherweise der Anschlussnehmer im 

Verhältnis zum Netzbetreiber eine etwaige Pflichtverletzung der Beteiligten zurechnen lassen 

müsste.  

2.1.2. Unabhängig von der Überschreitung des zulässigen Anwendungsbereiches des § 8 Abs. 2 

MsbG wären jedenfalls diejenigen Inhalte, auf die sich die Betroffene zur Begründung der ange-

drohten Verweigerung bezieht, nämlich Anforderungen zur Auswahl bzw. zur Beschaffenheit taug-

licher Zählerschränke und Zählerplätze, auch aufgrund der Nichteinhaltung der gesetzlichen 

Transparenzanforderungen unwirksam. 
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Die in § 8 Abs. 2 Satz 2 MsbG enthaltene Vorgabe, dass die TMA eines Netzbetreibers hinrei-

chend transparent sein müssen, verpflichtet den Netzbetreiber, die technischen Anforderungen 

an den Messstellenbetrieb so ausdrücklich, klar und unmissverständlich zu beschreiben, dass ein 

Messstellenbetreiber vor Aufnahme seiner Tätigkeit in einem Netzgebiet unzweifelhaft erkennen 

kann, welche Anforderungen an ihn gestellt werden (vgl. BT-Drs. 20/9187, S. 171). Nach der Be-

gründung zum damaligen Gesetzesentwurf ausdrücklich nicht ausreichend wäre etwa eine pau-

schale Bezugnahme auf allgemeine technische Regelwerke. Denn aus dieser könnte der Mess-

stellenbetreiber nicht mit der erforderlichen Klarheit ablesen, welche der vielen darin enthaltenen 

Vorgaben ihn in der Ausübung seiner Tätigkeit als Messstellenbetreiber betreffen.  

So liegt der Fall aber hier. Die TMA der Betroffenen enthalten an zahlreichen Stellen globale Ver-

weise auf unterschiedliche Normen und Regelwerke. Die hier streitgegenständlichen und von der 

Betroffenen herangezogenen Vorgaben in Bezug auf Zählerschränke und Zählerplätze finden sich 

in den Normen der DIN VDE 0603-2-2, der VDE-AR-N 4110 sowie der DIN VDE 0603-1. Alle drei 

Normen sind in den TMA der Betroffenen nur allgemein und ohne weitere detaillierte Stellenan-

gaben zitiert, ergänzt um die unspezifische Verpflichtung, dass der Messstellenbetreiber alle zi-

tierten Regelwerke zu beachten habe. Einem wettbewerblichen Messstellenbetreiber würde damit 

einseitig die Unsicherheit aufgebürdet, zu bewerten, bei welchen der in den zitierten Regelwerken 

vorzufindenden Vorgaben es sich tatsächlich um zulässige TMA handelt und bei welchen nicht. 

2.1.3. Selbst wenn man mit der Betroffenen die wirksame und transparente Einbeziehung der 

streitgegenständlichen normativen Vorgaben in den Geltungsbereich ihrer TMA unterstellen 

wollte, so wären die herangezogenen Vorgaben jedenfalls nicht sachlich gerechtfertigt.  

Technische Mindestanforderungen sind dann sachlich gerechtfertigt, wenn jenseits der bloßen 

Geeignetheit und Praktikabilität auch eine technische Erforderlichkeit der betreffenden Anforde-

rung zu bejahen ist (BNetzA, Beschluss vom 22.04.2010, BK6-09-141, S. 14; Reck in: Theo-

bald/Kühling, Energierecht, 127. EL, § 8 MsbG Rn. 34). Anders als von der Betroffenen vorgetra-

gen richtet sich die Erforderlichkeit dabei nicht an der durchgängigen netzgebietweiten Normie-

rung im Sinne eines Selbstzwecks aus, sondern kann nur dann angenommen werden, wenn ohne 

die in Rede stehende Anforderung der Zweck, hier die ordnungsgemäße Messwerterhebung und 

-verarbeitung, nicht erfüllt werden kann. 

Insoweit mag es aus Sicht der Betroffenen nützlich erscheinen, wenn für Fälle hypothetischer 

Funktionserweiterungen oder eines erforderlichen Wechsels des Messstellenbetreibers immer 

dieselbe Kategorie eines Zählerschrankes im gesamten Netzgebiet vorzufinden ist. Eine über die 

reine Nützlichkeit hinausgehende Erforderlichkeit ist den Ausführungen der Betroffenen jedoch 

nicht zu entnehmen und auch in sonstiger Hinsicht nicht ersichtlich. Sollte zukünftig tatsächlich 



13

der Fall eintreten, dass objektiv notwendige funktionelle Erweiterungen mit den technischen Ge-

gebenheiten des vor Ort installierten Zählerschranks nicht in Einklang zu bringen wären, so wäre 

es in jedem Fall ausreichend, die notwendigen Anpassungen erst dann vorzunehmen. Nach der 

gesetzlichen Zuständigkeitsverteilung für die Gewährleistung des notwendigen Installationsumfel-

des wäre es ohnehin der Anschlussnehmer, der im Verhältnis zum Netzbetreiber die Kosten einer 

erforderlichen Umrüstung und auch die damit eventuell einhergehenden Widrigkeiten einer um-

baubedingten Versorgungsunterbrechung zu tragen hätte. Insofern ist es auch dem Ermessen 

des Anschlussnehmers zu überlassen, ob er insoweit hinter den einschlägigen technischen An-

forderungen zurückbleibt, solange eine objektive technische Notwendigkeit hierfür (noch) nicht 

vorliegt.  

2.1.4. Auch soweit sich die Betroffene auf die gesetzliche Vorgabe des § 49 EnWG beruft, ergibt 

sich hieraus kein Rechtsfertigungsgrund für die ausgesprochene Androhung.  

Nach dessen Abs. 1 sind Energieanlagen so zu errichten und zu betreiben, dass die technische 

Sicherheit gewährleistet ist. Vorbehaltlich sonstiger Rechtsvorschriften sind dabei die allgemein 

anerkannten Regeln der Technik zu beachten, wobei deren Einhaltung vermutet wird, wenn bei 

elektrischen Anlagen die technischen Regeln des VDE eingehalten wurden, § 49 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 1 EnWG. 

§ 49 EnWG unterfällt aber nicht dem Kanon derjenigen Regelungen, die gemäß § 3 Abs. 2 MsbG 

für die Frage der einwandfreien Durchführung des Messstellenbetriebes maßgebend sind. In § 3 

Abs. 2 Nr. 1 und 2 MsbG referenziert der Gesetzgeber allein auf Vorschriften „dieses Gesetzes“, 

also des Messstellenbetriebsgesetzes. Auch in § 3 Abs. 2 Nr. 3 MsbG wird neben Vorschriften 

des MsbG allein auf Rechtsverordnungen auf Grundlage des MsbG oder auf Festlegungen der 

Bundesnetzagentur abgestellt. Vorschriften des EnWG werden hierbei nicht in Bezug genommen. 

Zwar dürfte § 49 EnWG auch gegenüber der Beteiligten unmittelbare Geltung anlässlich der Aus-

führung ihrer Arbeiten entfalten.  Allerdings räumt dies der Betroffenen noch kein automatisches 

Ablehnungs- oder Prüfrecht ein. Der Netzbetreiber besitzt insoweit keine umfassende Aufsichts- 

und Vollzugszuständigkeit bezüglich der Einhaltung technischer Regelwerke. Negative Folgen 

darf der Netzbetreiber nur dann an die Nichteinhaltung technischer Vorgaben knüpfen, wenn dies 

gesetzlich ausdrücklich angeordnet ist. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn technische Normen 

in zulässigem Umfang und bei gegebener sachlicher Rechtfertigung zu technischen Anschluss-

bedingungen erklärt wurden (§ 17 Abs. 1 EnWG). 

Im Verhältnis der Betroffenen zur Beteiligten nach Maßgabe des MsbG ist dies vorliegend jeden-

falls nicht festzustellen. 
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2.2. Entgegen der Rechtsauffassung der Betroffenen haben die streitgegenständlichen techni-

schen Vorgaben insbesondere auch nicht Kraft vertraglicher Vereinbarung eine Verbindlichkeit im 

Verhältnis zur Beteiligten erlangt. 

Ohne Erfolg beruft sich die Betroffene hier auf den zwischen den Beteiligten bestehenden MSB-

RV. Dessen § 11 Abs. 1 spricht zwar von der Berechtigung des Netzbetreibers, sachlich gerecht-

fertigte und nicht diskriminierende technische Mindestanforderungen vorzugeben. Aus der For-

mulierung „im Rahmen des § 8 Abs. 2 MsbG“ wird aber deutlich, dass der Rahmenvertrag hier 

dem Netzbetreiber keineswegs einen weitergehenden Spielraum einräumt, als dies unmittelbar 

nach § 8 MsbG vorgesehen ist. 

Auch die in § 5 Abs. 1 des Rahmenvertrages ausgesprochene Verpflichtung des Messstellenbe-

treibers, bei der Durchführung der Installation die technischen Anschlussbedingungen des Netz-

betreibers zu beachten, bezieht sich bereits ausweislich der Überschrift der Regelung auf den 

Vorgang der Installation von Mess- und Steuerungseinrichtungen bzw. von Messsystemen. Zu-

dem steht die Verpflichtung unter dem Vorbehalt der der Notwendigkeit zur Wahrung der sicheren 

und störungsfreien Versorgung. Eine Pflichtenerweiterung zu Lasten der Beteiligten in dem Sinne, 

dass diese auf dieser Grundlage in eigener Person für die Einhaltung technischer Regelwerke 

bezüglich der Zählerschrankauswahl Sorge zu tragen habe, lässt sich hieraus nicht entnehmen. 

3.  

Im vorliegenden Fall ist ein Einschreiten der Bundesnetzagentur aufgrund der grundsätzlichen 

Bedeutung der Fragestellung sowie der potentiell hohen Zahl von gleichgelagerten Fällen im Be-

reich der zunehmenden wettbewerblichen Durchdringung des Messwesens geboten. Für das 

Funktionieren eines ungestörten Wettbewerbs im Messwesen ist es erforderlich, dass für jeden 

Messstellenbetreiber einheitliche, klare und angemessene Voraussetzungen hinsichtlich der an 

ihn adressierten technischen Mindestanforderungen für die Aufnahme des Messstellenbetriebs 

bestehen. Der vorliegenden Entscheidung kommt einerseits grundlegende Bedeutung für das ge-

schäftliche Verhältnis der Beteiligten zur Betroffenen zu, da die Beteiligte rund 1300 Messlokatio-

nen im Netz der Betroffenen betreibt und damit absehbar ist, dass sich mindestens bei den an die 

Mittelspannungsebene angeschlossenen Lokationen die hier gegenständlichen Fragen wiederholt 

stellen werden. Da die Beteiligte zudem in einer Vielzahl von Netzgebieten Deutschlands ihre 

wettbewerblichen Messdienstleistungen erbringt und nach eigenem Bekunden auf höchst unter-

schiedliche technische Anforderungen für dieselbe Einbausituation trifft, spricht auch dies für die 

Notwendigkeit einer grundsätzlichen Klärung zum Zweck der Gewährleistung einheitlicher und 

angemessener Rahmenbedingungen. Schließlich hat die vorliegende Streitigkeit auch deshalb für 
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die Beteiligte grundlegende wirtschaftliche Bedeutung, weil die Betroffene konkret die Kündigung 

des rund 1300 Messlokationen umfassenden MSB-RV angedroht hat und die Beteiligte somit nicht 

unerhebliche wirtschaftliche Einbußen zu befürchten hat. 

4. Die Erhebung von Kosten nach § 91 EnWG bleibt einem gesonderten Verfahren vorbehal-

ten. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde erhoben wer-

den. Die Beschwerde ist bei dem Beschwerdegericht, dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Haus-

anschrift: Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf), einzureichen. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen Monat. 

Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder der Vorsitzen-

den des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebe-

gründung müssen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 
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